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Angesichts einer sehr ungünstigen innenpolitischen Lage und einiger ernster
außenpolitischer Probleme war 1984 ein schwieriges Jahr für die französische
Regierung. Um so mehr hat sie sich dafür eingesetzt, den Aufbau Europas zu
fördern, als Frankreich während des ersten Halbjahres 1984 die Präsidentschaft
der Gemeinschaft innehatte; die Ergebnisse dieser Politik bleiben jedoch unge-
wiß. Es ist nicht sicher, daß Europa dank der Pariser Anstrengungen der
Durchbruch gelungen ist, den die französische Regierung mitunter mit Loblie-
dern begrüßte.

Innenpolitische Niederlagen für die Regierung

Der Präsident der Republik und die Regierung hatten in der Innenpolitik
schwere Niederlagen zu verzeichnen. Unter dem Druck von Demonstrationen
— 1 Million Teilnehmer in Paris am 24. Juni — wurde der Plan zur Reform des
Privatschulwesens zurückgezogen. Franc.ois Mitterrands Entwurf, durch eine
Revision des Artikels 11 der Verfassung den Bereich des Volksentscheids auf
die Grundrechte („libertes publiques") auszudehnen, scheiterte an der Opposi-
tion des Senats. Am Ende einer langen Verfahrensschlacht in der Nationalver-
sammlung — die Opposition reichte mehr als 2500 Änderungsanträge ein —
wurde das Pressegesetz im September verabschiedet; jedoch erklärte das Ver-
fassungsgericht einige Monate später die Hauptbestimmungen für ungültig. Die
innenpolitischen Schwierigkeiten spielten sich vor dem Hintergrund einer wirt-
schaftlichen Krise ab. Die Verschärfung der Probleme bei Kohle, Werften so-
wie Eisen- und Stahlindustrie erforderte einen neuen Plan zur industriellen
Umstrukturierung, der in Lothringen, der am stärksten betroffenen Region,
sehr schlecht aufgenommen wurde.

Die schwere Schlappe, die die Regierungsparteien bei der Europawahl erlit-
ten, zeigte das Ausmaß der Schwierigkeiten der Linken in Frankreich. Von in-
nenpolitischen Fragestellungen beherrscht und nur auf ein geringes Echo tref-
fend, mobilisierte die Wahlkampagne nur wenige Wähler; der Rückgang der
Mehrheit wurde von einer starken Einbuße bei der Kommunistischen Partei
und von einem Durchbruch bei der Extremen Rechten begleitet. Trotz ihres
Wohlwollens gegenüber Europa verstanden die Franzosen die Bedeutung der
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Wahlstimmen nicht; der Anteil der Enthaltungen stieg von 39,29% im Jahre
1979 auf 43,27 % im Jahre 1984, was alle Rekorde für eine Wahl von nationaler
Bedeutung brach. Mit 39% der abgegebenen Stimmen (und nur 21,6% der
Wahlberechtigten) erreichte die Linke (Extreme Linke, Kommunistische Par-
tei, Sozialistische Partei und ,,ERE"-Liste) ihren niedrigsten Stand seit 1945.
Die Sozialisten gingen von 23,5 % auf 20,7 % zurück und verloren zwei Sitze.
Die Kommunisten fielen von 20,5 % der Stimmen auf 11,20%; sie haben nur
noch zehn Sitze (—9) inne. 1979 erreichten die getrennten Listen der Giscardi-
sten und des Zentrums einerseits sowie der Chiraquisten andererseits zusam-
men insgesamt 43,9% der Stimmen und 40 Sitze. 1984 bildete die Opposition
eine Einheitsliste, angeführt von Frau Veil, die 43,02% der Stimmen und 41
Sitze (+1) erhielt. Der Nachteil der gemeinsamen Liste war, daß sie Raum für
die Extreme Rechte freimachte. Durch systematisches Ausbeuten von Themen
wie Gewalt, Unsicherheit und Einwanderung erzielte die Nationale Front von
Jean-Marie Le Pen 2,2 Millionen Stimmen (10,95 %) und 10 Sitze. Der Ab-
stand zwischen den Kommunisten und der Extremen Rechten betrug nur 50 000
Stimmen. Wegen ihrer großen Zahl setzten sich die kleinen Listen nicht durch.
Die Ökologen landeten auf dem fünften Platz (3,36 % gegenüber 4,4 % im Jah-
re 1979); allerdings hatte die „ERE"-Liste (Entente radicale ecologiste)
(3,32 %), von einem ehemaligen ökologischen Verantwortlichen gelenkt, einen
Teil des Wählerpotentials der Grünen abgezweigt1.

Der Schock der Europawahl, der Umfang der Kundgebung zugunsten der
Privatschulen am 24. Juni in Paris und der PopularitätsVerlust des Präsidenten
der Republik und des Premierministers auf ein in der 5. Republik bisher nie ge-
kanntes Niveau beschleunigten den Regierungswechsel. Pierre Mauroy trat am
17. Juli zurück; er wurde sogleich von Laurent Fabius (Sozialistische Partei),
Minister für Industrie und Forschung in der vorangegangenen Regierung, er-
setzt. Die seit der 1. Regierung Mauroy (22. Mai 1981) mit vier Ministem ver-
tretenen Kommunisten, die den Aktivitäten der Regierung bereits kritisch ge-
genüberstanden, weigerten sich, der Regierung Fabius anzugehören. Die Kom-
munistische Partei fühlte sich nicht mehr der Koalition zugehörig; im Herbst
stimmte sie gegen den Haushaltsentwurf für 1985.

Die am 19. und 23. Juli gebildete Regierung Fabius besteht aus 43 Mitglie-
dern: 36 davon gehören der PS an (Parti socialiste), drei der MRG (Mouve-
ment des radicaux de gauche), eines der PSU (Parti socialiste unifie), drei sind
parteilos. Die wesentlichste Änderung, die sich auf die europäische Politik aus-
wirkte, war der Abschied von Jacques Delors (Sozialistische Partei), Minister
für Wirtschaft, Finanzen und Haushalt; er wurde durch Pierre Beregovoy (So-
zialistische Partei), bisher Minister für soziale Angelegenheiten und nationale
Solidarität, ersetzt. Michel Rocard (Landwirtschaftsminster) und Claude
Cheysson (Außenminister), beide Sozialisten, behielten ihre Ressorts. Am 19.
Dezember 1983 schied Andre Chandernagor (Sozialistische Partei), für Euro-
päische Angelegenheiten zuständiger Staatsminister beim Außenminister, aus
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der Regierung aus. Er wurde durch den sozialistischen Abgeordneten der Dor-
dogne, Roland Dumas, ersetzt, der zum Minister für Europäische Angelegen-
heiten ernannt wurde, um ihm während der französischen Präsidentschaft mehr
Gewicht zu geben. Am 18. Juni 1984 wurde Roland Dumas außerdem mit dem
Amt des Regierungssprechers betraut. Am 7. Dezember 1984 verließ Claude
Cheysson die Regierung, da er Mitglied der neuen, von Jacques Delors geleite-
ten EG-Kommission wurde2. Roland Dumas wurde neuer Außenminister. Ca-
therine Lalumiere (Sozialistische Partei), mit Verbraucherfragen betraute
Staatssekretärin beim Wirtschaftsminister, wurde zur Staatssekretärin für Eu-
ropäische Angelegenheiten ernannt.

Die Atempause der Regierung Fabius war von kurzer Dauer. Nach den Pro-
blemen mit Basken und Korsen während des Sommers mußte sie sich nun mit
Neukaledonien bafassen. Die territorialen Wahlen, die sich aus dem neuen Sta-
tut der Insel ergaben, wurden von den Unabhängigkeitskämpfern boykottiert,
und die Zwischenfälle mit der Bevölkerung europäischer Herkunft mehrten
sich. Am 1. Dezember wurde Edgard Pisani, Mitglied der EG-Kommission in
Brüssel, zum Regierungsbeauftragten für Neukaledonien ernannt. Sein Auf-
trag lautete, Maßnahmen zur Beschleunigung des Entwicklungsprozesses zur
Selbstbestimmung vorzuschlagen.

Abgesehen von Europa, waren der Libanon und Tschad die großen Themen
der französischen Außenpolitik im Jahre 1984. Selbst nach dem Abzug von
1250 französischen Soldaten der multinationalen Streitkräfte im Libanon (in
Beirut stationiert) verblieben noch 1300 Franzosen, die der UN-Friedenstrup-
pe für den Libanon (UNIFIL) angehören, sowie 80 Offiziere und Unteroffizie-
re, die zwischen den Kriegführenden in Beirut vermittelten. Der Rückzug der
französischen und libyschen Truppen aus dem Tschad, der am 16. September
angekündigt wurde, war recht umstritten, denn erstmalig schien Libyen seine
Verpflichtungen nicht einzuhalten; die Zukunft des Tschad bleibt sehr unsi-
cher. Franc,ois Mitterrands Reise in die Vereinigten Staaten (21.—28. März),
sein erster Aufenthalt in der UdSSR seit 1981 (20.-23. Juni) und das 11. fran-
zösisch-afrikanische Gipfeltreffen in Bujumbura (11. —12. Dezember) bekun-
deten den Willen, in der Weltpolitik eine Rolle zu spielen, auch wenn der Ein-
fluß Frankreichs begrenzt ist.

Die wirtschaftliche Bilanz des Jahres 1984 ist besser als die des vorangegan-
genen Jahres; doch die Arbeitslosigkeit ist dennoch weiterhin gestiegen. Die
französische Inflationsrate blieb höher als die der Bundesrepublik Deutschland
und Großbritanniens; sie lag über dem Durchschnitt der Gemeinschaft. Frank-
reich verringerte 1984 sein Handelsdefizit, während die Bundesrepublik einen
beträchtlichen Überschuß verzeichnete. Frankreichs Handel mit den Staaten
der Gemeinschaft, mit Ausnahme Griechenlands, wies immer noch ein Defizit
auf. Um die Ausgaben für Importe zu verringern, war Frankreich gezwungen,
den Anstieg der inländischen Nachfrage auf ein niedrigeres Niveau als in den
anderen Mitgliedstaaten zu begrenzen. Die unterschiedliche konjunkturelle
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Entwicklung Frankreichs und seiner Partner verhinderte eine Vertiefung des
ökonomischen und politischen Integrationsprozesses3.

Die französische EG-Präsidentschaft

Die französische Regierung brauchte 1984 in ihrer Europapolitik einen eindeu-
tigen Erfolg, um ihre internationale Glaubwürdigkeit zu bekräftigen und ihre
Autorität in der Innenpolitik wiederherzustellen. Das proeuropäische Gefühl
ist in Frankreich gewachsen; die Franzosen haben begriffen, daß die Zukunft
ihres Landes in hohem Maße von der der Gemeinschaft abhängt. Die Entsen-
dung von Persönlichkeiten ersten Ranges wie Jacques Delors und Claude
Cheysson nach Brüssel zeigte die Bedeutung, die der Gemeinschaft beigemes-
sen wird. Die Wahl Pflimlins zum Präsidenten des Europäischen Parlaments
bedeutete auch einen Prestigegewinn für Frankreich4.

Die Europapolitik Frankreichs war bestimmt durch die Präsidentschaft im
Ministerrat, die Europawahl vom 17. Juni und die Treffen des Europäischen
Rats. Trotz des in Stuttgart geschaffenen Dringlichkeitsverfahrens und mit dem
Scheitern von Athen übernahm Frankreich eine strittige Last, die mehrere fun-
damentale Fragen berührte: die zukünftige Finanzierung der Gemeinschaft,
der Beitrag Großbritanniens, die Zukunft der gemeinsamen Agrarpolitik, die
Arbeitsweise der Strukturfonds, die Erweiterung der Gemeinschaft. Ziel
Frankreichs war es, die internen Schwierigkeiten, die sich in der Gemeinschaft
angehäuft hatten, zu lösen und ein besseres Funktionieren der gemeinsamen
Politiken zu gewährleisten, um den Aufschwung vorzubereiten. Frankreich
strebte auch nach Neuerungen, nämlich das Europa der Bürger voranzubringen
und neue Grundlagen für die politische Konstruktion Europas vorzulegen.

Dieses ehrgeizige Programm wurde im Europäischen Rat von Brüssel
(29.—30. März 1984) blockiert5, denn Großbritannien hielt seine Forderung
nach einer wesentlichen und dauerhaften Verringerung seines Beitrags auf-
recht. In einigen Bereichen wurden jedoch Fortschritte erzielt. Hinsichtlich der
finanziellen Probleme wurde eine bessere Haushaltsdisziplin vereinbart, eben-
so zeichnete sich Übereinstimmung über die Erhöhung der Eigenmittel ab. Die
Reform der gemeinsamen Agrarpolitik machte unverhoffte Fortschritte: Die
Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1984/85 wurden zum vorgesehenen Datum
des 1. April festgesetzt (Frankreich erhielt eine durchschnittliche Erhöhung
von 5 %), eine Einigung über den Abbau der Währungsausgleichsbeträge wur-
de erzielt und das Prinzip der Regelung der Milchproduktion endlich aner-
kannt.

Die wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten der Gemeinschaft sowie
die Wahlen vom 17. Juni veranlaßten den Präsidenten der Republik, die Euro-
papolitik voranzutreiben, wie er es schon in seiner richtungsweisenden Rede
vor dem Europäischen Parlament in Straßburg am 24.5.1984 angedeutet hatte6.
Frangois Mitterrand befürwortete den Abschluß eines neuen Vertrages, um
Fortschritte auf dem Weg nach Europa zu erreichen; er beschwor die Institutio-
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nalisierung eines Europa der zwei Geschwindigkeiten; er schlug als Diskus-
sionsbasis den Spinelli-Entwurf für eine Europäische Union vor, der am 14. Fe-
bruar 1984 vom Europäischen Parlament angenommen wurde (die französi-
schen sozialistischen Abgeordneten hatten sich bei dieser Abstimmung erstaun-
licherweise der Stimme enthalten!)7. Flucht nach vorn oder realistischer Vor-
schlag? In Frankreich erinnerte man sich, daß die Idee einer Europäischen Uni-
on auf das Jahr 1972 zurückgeht und daß der Tindemans-Bericht folgenlos
blieb.

Die Niederlage der Linken bei den Wahlen vom 17. Juni stärkte die Autori-
tät der französischen Position nicht gerade; daher benötigte die Regierung
beim Europäischen Rat von Fontainebleau (25.-26. Juni) einen Erfolg. Nach
einer intensiven Vorbereitung und dank der Arbeiten des Rates von Brüssel
beurteilte die französische Regierung Fontainebleau als Ankurbelung des Auf-
baus Europas8:
— Großbritannien wurden in der Beitragsfrage weitreichende Zugeständnisse

gemacht (es erhielt 1984 eine Mrd. ECU), und der Rat stellte einen für die
Zukunft folgenschweren Grundsatz auf, nachdem jeder Mitgliedstaat, der
gemessen an seinem relativen Wohlstand eine zu große Haushaltslast trägt,
zu gegebener Zeit in den Genuß einer Korrekturmaßnahme gelangen kann.

— Der Vorschlag der Erhöhung der Eigenmittel wurde angenommen (die
Mehrwertsteuer steigt zum 1. Januar 1986 von 1 % auf 1,4 % und zum 1. Ja-
nuar 1988 auf 1,6%).

— Die Verhandlungen mit Spanien und Portugal sollten spätestens bis zum 30.
September 1984 abgeschlossen sein (aber bei Spanien blieben noch heikle
Probleme bezüglich der Fischerei, des Weinbaus und Weinmarktes sowie
des Gleichgewichts zwischen den Vereinbarungen im landwirtschaftlichen
und im gewerblichen Bereich bestehen).

— Der nächste Rat soll Maßnahmen ergreifen, um den Haushaltsbedarf der
Gemeinschaft für 1984 zu decken (aufgrund des Anstiegs der Agrarausga-
ben fehlen 2 Mrd. ECU).

— Für den Abbau der deutschen Währungsausgleichsbeträge wurde ein Zeit-
plan aufgestellt.

— Die Kommission wurde ersucht, das im mittelfristigen Aktionsplan der Ge-
meinschaft im Sozialbereich vorgesehene Arbeitsprogramm zu verwirkli-
chen und die Arbeiten, die sich aus den Schlußfolgerungen des Rates über
den technologischen Wandel und die sozialen Veränderungen ergeben, so-
wie die Arbeiten betreffend die Organisation der Produktion durchzufüh-
ren.

— Verschiedene Maßnahmen zur Förderung des Europa der Bürger wurden
angeregt (europäischer Paß, Einheitsdokument für den Warenverkehr, Er-
leichterung der Polizei- und Zollformalitäten an den Grenzen . . .).9

— Ein Ausschuß aus persönlichen Vertretern der Staats- und Regierungschefs
wurde beauftragt, Vorschläge zum besseren Funktionieren der europäischen
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Zusammenarbeit im Gemeinschaftsbereich wie auch im Bereich der politi-
schen Zusammenarbeit und in anderen Bereichen zu unterbreiten (der fran-
zösische Vertreter ist Maurice Faure).

Zum Abschluß des Rates von Fontainebleau erklärte Francois Mitterrand vor
der Presse: „Im Kreise der EG gibt es keine Streitigkeiten mehr. Neue werden
entstehen: so ist das Leben. Aber von den mir seit 1981 bekannten Streitigkei-
ten, die ich angetroffen habe oder die seither aufgekommen sind, besteht keine
einzige mehr. 1984 kann Europa nunmehr zu neuen Horizonten in der Welt
aufbrechen."10

Das Echo in Frankreich auf den Gipfel von Fontainebleau fiel zunächst weit-
gehend positiv aus11. Selbst Raymond Barre beurteilte die französische Präsi-
dentschaft als Erfolg, weil sie sich bemüht habe, „die Probleme zu lösen, den
Besitzstand zu wahren und den Grundstein für eine weitere Entwicklung zu le-
gen". Nach den Worten des früheren Premierministers „haben die Mitglied-
staaten allgemein akzeptable Lösungen gefunden, doch es gilt weitere Fort-
schritte zustandezubringen", besonders im Bereich der Politischen Zusammen-
arbeit12.

Urteile nach Fontainebleau

Der offizielle Optimismus von Paris wurde bald durch die weitere Entwick-
lung der Gemeinschaft widerlegt, die Übereinkunft von Fontainebleau selbst
verursachte Probleme. Die Reaktionen des Europäischen Parlaments zeigten,
daß sich die Unzufriedenheit mit dem Europäischen Rat und den nationalen
Regierungen verstärkt hatte; das Parlament trachtete danach, seine budgetäre
und finanzielle Macht künftig voll auszuüben. Die Entscheidung des Parla-
ments, die Erstattung des versprochenen Betrags an Großbritannien (im Juli)
zu blockieren, seine Weigerung, die Kommission für die Amtsführung des
Jahres 1982 zu entlasten und sein Votum zugunsten der Erhöhung der Ausga-
ben des Haushalts für 1985 und schließlich die Ablehnung des Haushaltsent-
wurfs für 1985 am 13. Dezember13 spiegelten die tiefgehende Beunruhigung
des Europäischen Parlaments über die unsichere Zukunft der Gemeinschaft
wider. Der Europäische Rat von Dublin (3.-4. Dezember)14 regelte die Wein-
frage, aber es blieb ihm keine Zeit, die institutionellen Fragen Europas zu
diskutieren (dieses Problem wurde auf den Rat von Mailand im Juni 1985 ver-
schoben). Die Verhandlungen über die Erweiterung der Gemeinschaft wurden
nicht, wie besprochen, am 30. September 1984 abgeschlossen.

Anläßlich der Debatte über den Haushalt 1985 wurden die Errungenschaften
von Fontainebleau zur Zielscheibe der Kritik des französischen Parlaments.
Die Opposition zeigte sich über die Institutionalisierung der Regel des ,juste
retour' beunruhigt, die Großbritannien eine gewisse Dauerhaftigkeit der Er-
stattungen zusicherte — etwas, das zuvor immer abgelehnt worden war. Diese
Abmachung könnte Frankreich, das bereits mehr als 4 % der Nettoeinnahmen
des Staatshaushalts der Gemeinschaft zukommen läßt (1985 ungefähr 35 Mrd.
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Francs), teuer zu stehen kommen. 1980 war die Bilanz der Transferzahlungen
zwischen Frankreich und der Gemeinschaft noch positiv für Frankreich (2105
Mio. Francs); 1981 (-173 Mio. Francs), 1982 (-6203 Mio.) und 1983 (-2407
Mio.) war sie negativ. Die Abgeordneten schätzten weder die gegenüber der
Bundesrepublik Deutschland gemachten Konzessionen bezüglich der nationa-
len Beihilfen, die die Bundesrepublik Deutschland ihrer Landwirtschaft zu-
kommen lasse, noch daß die Bundesrepublik sich hinsichtlich der ECU so re-
serviert verhalte. Es entging den Parlamentariern nicht, daß das Problem der
Finanzierung der Gemeinschaft nicht gelöst war, denn die Gemeinschaftsaus-
gaben wachsen schneller als die nationalen Haushalte. Zwar seien Fortschritte
im Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik verwirklicht worden, aber um ihnen
die volle Tragweite zu verschaffen, müßten zwei große Reformen ausgeführt
werden, die des Agrarfonds (EAGFL) und die des Weinmarktes. Die Abge-
ordneten warnten die Regierung vor einem zu schnellen Abschluß der Ver-
handlungen mit Spanien, solange die noch offenen Fragen so schwerwiegend
seien. Sie wollten nicht, daß sich die bei Großbritannien begangenen Fehler bei
Spanien wiederholten. Der Regierung wurde heftig vorgeworfen, daß sie ak-
zeptiert habe, daß die Bundesrepublik Deutschland und die Niederlande die
Höchstgrenze der Eigenmittel der Gemeinschaft an den Beitritt der beiden ibe-
rischen Staaten knüpften.

Die Abgeordneten begrüßten, daß die Verteidigung Europas, ein Thema,
das lange Zeit tabu war, endlich zum Gegenstand einer Debatte wurde, doch
sie bedauerten den nichtssagenden Charakter der Formulierungen. Die Pläne
zur Wiederbelebung der WEU vermittelten ihnen nicht den Eindruck, daß die
abgestimmte Verteidigung der Europäer Fortschritte mache15. Die Regierung
erinnerte jedoch daran, daß während der französischen Präsidentschaft, nach
dem Beginn der Stationierung der Mittelstreckenraketen und dem Abbruch der
Genfer Verhandlungen, mehrmals ein wichtiger Meinungsaustausch zwischen
den Europäern stattgefunden habe. Die Zehn hatten nicht aufgehört, eine Wie-
deraufnahme der Abrüstungsgespräche zu fordern. Auf der Konferenz für ver-
trauensbildende Maßnahmen und Abrüstung in Europa (KVAE) in Stockholm
hatten sie eine gemeinsame Haltung vertreten. Die französischen Politiker be-
trachteten die Erneuerung des Lome-Abkommens (in Togo am 8. Dezember
unterzeichnet) als Erfolg, der in ihren Augen einen bedeutenden Fortschritt in
den Beziehungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Dritten
Welt darstellt16. Sie bedauerten, daß die Bundesrepublik Deutschland zu den
Ländern gehöre, die die Vergrößerung des Volumens der Gemeinschaftshilfe
am meisten gebremst hatten. Mehrere Abgeordnete betonten auch, daß es der
Gemeinschaft gegenüber den Vereinigten Staaten an Zusammenhalt mangele
und daß sie in den Beziehungen zu ihrem mächtigsten westlichen Partner
Schwächen zeige.

Im allgemeinen erkannten Presse, Politiker und Experten an, daß sich
Frankreich während seiner Präsidentschaft umfassend engagiert und der Gipfel
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von Fontainebleau unbestreitbare Fortschritte erzielt habe. Aber es wurde
auch unterstrichen, daß diese Errungenschaften unsicher und ungewiß seien,
weil wesentliche Fragen in der Schwebe blieben. Frankreichs europäisches Pro-
jekt hat sich 1984 weiterentwickelt. Weit davon entfernt, sich auf ein soziales
Europa und einen wirklichen europäischen Industie- und Forschungsraum
(Frankreich mißt der Verabschiedung des ESPRIT-Programmes vom Februar
große Bedeutung zu) zu beschränken, hat Frankreich gezeigt, daß es nach einer
Öffnung der Gemeinschaft nach Süden strebt. Es hat gleichfalls die Absicht be-
wiesen, der Gemeinschaft einen stärkeren politischen Charakter zu verleihen.
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